
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verstoß gegen die Mitwirkungspflichten? 
 
 
 
 
Debru Zewdie Ejeta soll ein Straftäter sein, weil er kei-
nen Pass hat. Das Landratsamt in Neuburg an der Do-
nau bezichtigt ihn zudem des Verstoßes gegen seine 
Mitwirkungspflicht. Es drohen 90 Tage Gefängnis. 
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„Sie werden daher beschuldigt, sich ohne Pass oder Ausweisersatz  
in der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten zu haben“ 
 
 
 
Am 17. September 2005 geriet Debru Zewdie Ejeta in eine Polizeikontrolle am Hauptbahnhof Ingolstadt. 
Die Beamten der AG Fahndung stellten fest, dass er nur über eine Duldung mit dem Vermerk verfügt, sie 
diene nicht als Ausweisersatz. Am Montag, den 22. Mai 2006 muss er sich für seine „Straftat“ vor Gericht 
verantworten. Die Staatsanwaltschaft fordert eine Geldstrafe von 900 €, ersatzweise 90 Tage Freiheitsstra-
fe.  
 
Debru Zewdie Ejeta selbst fühlt sich kriminalisiert: „Ich tue alles, was man von mir verlangt, aber die 
äthiopische Botschaft gibt mir trotzdem keinen Pass. Wie kann das meine Schuld sein?“ Ihm geht es wie 
allen äthiopischen Flüchtlingen in Deutschland: Die Botschaft ihres Herkunftslandes verknüpft die Aus-
stellung eines Passes mit unerfüllbaren Forderungen, die deutschen Behörden lasten ihnen das als persön-
liches Fehlverhalten an.  
 
Die Hintergründe des Strafverfahrens gegen Debru Zewdie Ejeta soll diese Dokumentation erklären. Sie 
wirft einen kurzen Blick zurück auf die Geschichte Debru Zewdie Ejetas, seine Situation in Deutschland 
und die Rolle der beteiligten Behörden.  
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Die Vorgeschichte 
 
Debru Zewdie Ejeta1 wurde am 12. September 1969 als Sohn von Zewdie Ejeta Akata und Kumale Galata 
Guschu in Ambo (Äthiopien) geboren. Er wuchs dort in einem kleinen Dorf, Hine’e bei seiner Familie 
auf. Zum Jahreswechsel 1984/85 wurde seine Familie, wie alle Dorfbewohner, aus ihrem Haus vertrieben, 
das Dorf niedergebrannt. Diese „Zwangsumsiedlung“ erfolgte im Auftrag des Militärregimes unter Major 
Mengistu Haile Mariam, das die Oromo systematisch unterdrückte, die größte Volksgruppe in Äthiopien, 
zu der auch Debru gehört. 
 
Die Familie zerbrach an der Vertreibung und der Situation im „Besiedlungsdorf“ Goromti. Debrus Vater 
verließ die Familie, Debru selbst zog es nach Addis Abeba, die Hauptstadt Äthiopiens, wo er das Studium 
der Geologie begann. Er war in der studentischen Opposition aktiv und bekam erste Drohungen durch 
die Sicherheitskräfte. Nach dem Studium nahm er 1990 eine Arbeitsstelle im „Ethiopien Institute of Geo-
logical Survey“ an, ein Forschungsinstitut, das dem Ministerium für Bodenschätze unterstellt war. Für die 
Bodenuntersuchungen im Außendienst war er viel unterwegs, als ungebundener junger Mann zog er von 
Ort zu Ort, wo er in Herbergen und bei Privatpersonen Unterkunft fand.   
 
Doch auch im „Ethiopien Institute of Geological Survey“ nahm der Verfolgungsdruck auf die Oromo zu, 
der von der neuen Regierung, die dem Militärregime folgte, weitergeführt wurde. Debru musste deshalb 
seine Arbeit im Mai 1996 aufgeben. Zudem geriet er persönlich ins Visier der Sicherheitsbehörden. Sie 
verdächtigten ihn der Mitgliedschaft in der Oromo Liberation Front, eine Befreiungsbewegung, die in 
Äthiopien als Terrororganisation eingestuft wird. Nachdem Debrus Cousin aufgrund der selben Verdäch-
tigung bereits 1995 von Sicherheitsbehörden verschleppt wurde und verschwunden blieb, floh er nach 
Deutschland in der Hoffnung auf Schutz vor der erlittenen Verfolgung. 
 
Am 3. Juni 1997 stellte er einen Antrag auf Asyl, der wie bei der überwältigenden Mehrheit der Flüchtlinge 
abgelehnt wurde. Er konnte weder den strikten Regelungen des deutschen Asylrechts genügen, noch seine 
individuelle politische Verfolgung beweisen. Alle Versuche, sich gerichtlich eine Bewilligung seines Asyl-
antrags zu erkämpfen, blieben erfolglos, sein Antrag war mit dem 25. September 2000 rechtskräftig abge-
lehnt. Kaum einen Monat später wurde er zur Ausreise aufgefordert und lebt seitdem als Geduldeter in 
Neuburg an der Donau. 
 
Trotz der gerichtlichen Strapazen, der Unsicherheit über seine Zukunft gab Debru nicht auf. Er wollte 
seine Zeit in Deutschland sinnvoll nutzen und schaffte es sogar, einen Studienplatz an der Universität in 
Eichstätt zu bekommen. Doch das Studium durfte er nicht aufnehmen, für Asylbewerber verboten. 
 
Er ersuchte die kanadische Botschaft um eine Einreiseerlaubnis nach Kanada. Nachdem er sich für eine 
Einwanderung nach Kanada durch seine sprachlichen und naturwissenschaftlichen Fähigkeiten qualifizier-
te, erteilte ihm die Ausländerbehörde im Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen einen Reisepass, der für 
ein Jahr gültig war. Kurzfristig kam er sogar in den Genuss einer Arbeitserlaubnis. Doch die Weiterwande-
rungspläne scheiterten, der Pass wurde ihm entzogen und durch eine Duldung ersetzt, die Arbeitserlaub-
nis wurde nicht mehr verlängert. 
 
Seit neun Jahren lebt Debru in Deutschland, seit nahezu sechs Jahren wohnt er im größten bayerischen 
Flüchtlingslager in Neuburg an der Donau. Neun Jahre Ungewissheit, „abgesenktes“ Existenzminimum 
nach Asylbewerberleistungsgesetz, neun Jahre Angst vor der Abschiebung.  
 
Im Mai 2005 initiierte Debru mit seinen MitstreiterInnen ein Protestschreiben über die Lebensbedingun-
gen im Neuburger Flüchtlingslager an den UNHCR, an amnesty international und an Pro Asyl, das mehr 
als hundert LagerbewohnerInnen unterzeichneten. Im Herbst 2005 war er Mitorganisator der Demonstra-
tion der Flüchtlinge in Neuburg und ist seitdem festes Mitglied des Runden Tisches zur Situation der 
Flüchtlinge in Neuburg, an dem Pfarrer, StadträtInnen, BürgerInnen aus Neuburg und Vertreter des Baye-
rischen Flüchtlingsrats teilnehmen2. 

                                                           
1 Die Namensgebung in Äthiopien folgt einer anderen Systematik als in der BRD. In Äthiopien trägt jede Person einen eigenen Namen, sowie den 
Namen ihres Vaters und ihres Großvaters. Debru Zewdie Ejeta heißt danach Debru, sein Vater Zewdie und sein Großvater Ejeta. Im folgenden 
soll er deshalb Debru genannt werden. 
2 Die Dokumentation der Proteste in Neuburg an der Donau finden Sie unter: http://www.deutschland-lagerland.de/index.php?kampagne_nburg 



Die Polizeikontrolle 
 
 
Am Samstag, den 17. September 2005 war Debru mit einem Freund auf dem Weg nach München. Sie 
wollten am Abend ein Konzert eines äthiopischen Musikers im EineWeltHaus besuchen. In Ingolstadt 
kontrollierten Zivilbeamte der Kriminalpolizeiinspektion Ingolstadt – AG Fahndung die beiden Äthiopier 
in der Gleisunterführung des Hauptbahnhofs und stellten fest, dass sich beide nur mit einer Duldung 
ausweisen konnten, mit der sie nicht der Passpflicht nach § 3 Aufenthaltsgesetz (AufenthG)3 genügen. 
Umgehend fragte Kriminalhauptkommissar Bachhofer von der AG Fahndung mit einem Standardschrei-
ben bei der Ausländerbehörde des Landratsamts Neuburg-Schrobenhausen an, ob sich die beiden Kon-
trollierten „um die Beschaffung von Pass(ersatz)papieren bemüht“ haben4.  
 
Herbert Müller, Leiter des Ausländeramts, antwortet mit Schreiben vom 21. September 2005, dass Debru 
bei der Beschaffung eines Passes nicht ausreichend mitgewirkt habe. Und so nehmen die Dinge ihren 
Lauf, Debru wird zur Beschuldigtenvernehmung am 23. Oktober 2005 von der Polizei in Neuburg an der 
Donau vorgeladen. Er erklärt, dass er bereits zur äthiopischen Botschaft nach Berlin und zum Konsulat 
nach Frankfurt fahren musste, jedoch nie einen Pass bekam und deshalb von einem Verstoß gegen Mit-
wirkungspflichten nicht die Rede sein kann. Doch während das Verfahren gegen Debrus Begleiter auf der 
Fahrt nach München mit Schreiben vom 8. November 2005 eingestellt wird, beantragt die Staatsanwalt-
schaft Ingolstadt zum selben Zeitpunkt einen Strafbefehl gegen Debru. 
 
 
 
Die gütliche Einigung 
 
 
Am 24. November 2005 wurde vor dem Bayerischen Verwaltungsgericht in München Debrus Klage auf 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis verhandelt. Mit ihr wollte er die Anerkennung seiner vielen Versuche, 
einen Pass zu bekommen, erreichen. Würde das Gericht feststellen, dass er seiner Mitwirkungspflicht 
durch die Erfüllung aller zumutbaren Bedingungen zur Erlangung eines Passes nachgekommen ist, müsste 
ihm die Ausländerbehörde seine Duldung durch eine Aufenthaltserlaubnis ersetzen. Doch das Land-
ratsamt Neuburg-Schrobenhausen hält dagegen: Debru sei seinen Mitwirkungspflichten nicht nachge-
kommen und habe deshalb kein Recht auf eine Aufenthaltserlaubnis.  
 
Das Verfahren endete mit einer gütlichen Einigung, die folgende Punkte festhält: 
 

1. „Der Kläger5 erklärt verbindlich, ausreisewillig und ausreisebereit in sein Heimat-
land Äthiopien zu sein. 

2. Er erklärt weiterhin, alle ihm zumutbaren und erforderlichen Schritte zu unter-
nehmen um sich in den Besitz eines Heimreisepapiers zu setzen, insbesondere 
wird er: 
a) den Kostenvorschuss an den äthiopischen Rechtsanwalt bezahlen; 
b) seine Eltern und Geschwister wegen Erteilung einer Vollmacht zur Ge-

burtsurkundenbeschaffung kontaktieren und beauftragen; 
c) sich um entsprechende Zeugen kümmern; 
d) bei Besuchen in der Botschaft bei jeder Art von Gesprächen die dort statt-

finden erlauben, dass ein Behördenvertreter ihn begleitet und während der 
gesamten Gespräche anwesend ist. Zu diesem Zweck vereinbart er mit dem 
zuständigen Beamten (jeweiliger Vertreter im Ausländeramt oder der Bot-
schaft) rechtzeitig einen Termin; 

e) sich auch bemühen über die Universitätsverwaltung oder das Geo-Institut, 
Informationen über seine Identität zu bekommen und entsprechende 
Nachweise unverzüglich der Ausländerbehörde vorlegen. 

                                                           
3 der Originallaut im AufenthG: „§ 3 Passpflicht: (1) Ausländer dürfen nur in das Bundesgebiet einreisen oder sich darin aufhalten, wenn sie einen 
anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzen, sofern sie von der Passpflicht nicht durch Rechtsverordnung befreit sind.“ 
4 Diese Anfrage hat den Hintergrund, das der Verstoß gegen die Passpflicht nach § 95, Absatz 1, Nr. 1 AufenthG nur dann strafbar ist, wenn der 
Betroffene einen Pass unter „zumutbaren Bedingungen“ bekommen könnte. 
5 Debru Zewdie Ejeta 



3. Der Beklagte6 verpflichtet sich, dem Kläger während der Zeit in der er sich um die 
Beschaffung eines Helmreisepapiers bemüht, Duldungen zu erteilen und zu ver-
längern. 

4. Solange der Kläger seine in Ziffer 1 und 2 genannten Verpflichtungen erfüllt und 
dem Landratsamt seine Bemühungen zeitgereicht nachweist, wird die Beklagte der 
ggfs. ermittelnden Staatsanwaltschaft wegen Verstoß gegen das Aufenthaltsgesetz 
die Auskunft geben, dass der Kläger in ausreichender Weise an seiner Rückfüh-
rung mitwirkt. 

5. Sollte der Kläger der Auffassung sein, dass er alles ihm Zumutbare zur Beschaf-
fung eines Heimreisedokuments getan hat und eine Ausreise trotzdem nicht mög-
lich sein, besteht Einigkeit zwischen den Beteiligten, dass er dann einen Antrag 
auf Aufenthaltserlaubnis stellen kann und dieser Antrag innerhalb angemessener 
Frist mit rechtmittelfähigem Bescheid beschieden wird.“7 

 
Diese gütliche Einigung hat für Debru u.a. folgende Konsequenzen: 
 
Kostenvorschuss an einen äthiopischen Rechtsanwalt 
Wer einen äthiopischen Pass beantragt, muss zunächst eine Geburtsurkunde vorlegen, die ihn als äthiopi-
schen Staatsangehörigen ausweist. Dazu soll Debru einem Vertrauensanwalt der deutschen Botschaft in 
Äthiopien 500 € überweisen und ihn beauftragen, eine Geburtsurkunde für ihn zu bekommen. Nach Aus-
kunft der Deutschen Botschaft soll das über die „Kebele-Verwaltung“ möglich sein, was Debru und seine 
Anwältin bezweifeln8. Dennoch beginnt er Geld zu sparen, was in seiner Situation nicht leicht ist: Er un-
terliegt als Geduldeter einem Arbeitsverbot und bezieht Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG), d.h. Lebensmittelpakete, Kleidung als Sachleistung und 40 € monatlich. Selbst wenn er die 
gesamten 40 € aufsparen könnte, würde er 13 Monate brauchen, um den gesamten Betrag zusammen zu 
bekommen. 
 
Besorgen von Zeugen 
Zur Erlangung eines äthiopischen Passes ist es ebenso erforderlich, drei Zeugen zu finden (bzw. zu beste-
chen), die bestätigen können, dass er gebürtiger Äthiopier ist. Doch das gestaltet sich schwieriger als es 
scheint: Alle Menschen aus Äthiopien, die Debru in Deutschland kennt, hat er erst hier kennengelernt. 
Aufgrund der gemeinsamen Sprache können diese mutmaßen, dass er Äthiopier ist, jedoch niemals ernst-
haft bezeugen. 
 
Debru ist zwar nicht zufrieden mit der gütlichen Einigung, aber in den folgenden Wochen und Monaten 
versucht er, seinen Verpflichtungen nachzukommen. Doch Herbert Müller erfüllt seinen Teil der Eini-
gung nicht. In keiner Weise informiert er, wie in Nr. 4 festgehalten, die ermittelnde Staatsanwaltschaft 
Ingolstadt über die gütliche Einigung und dass Debru „in ausreichender Weise an seiner Rückführung 
mitwirkt“. Reagierte er auf die Anfrage der AG Fahndung noch innerhalb von drei Tagen, lässt er die 
Staatsanwaltschaft nun weiter ermitteln. 
 
 
 
Der Strafbefehl 
 
 
Am 20. Dezember 2005 erlässt die Staatsanwaltschaft einen Strafbefehl9, in dem sie Debru des illegalen 
Aufenthaltes beschuldigt, strafbar gemäß den §§ 3 Abs. 1, 48 Abs. 2 und 95 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG. Sie 
verhängt eine Geldstrafe in Höhe von 90 Tagessätzen à 10 €, insgesamt 900 €. Da Debru diese Summe 
niemals aufbringen kann, drohen ihm 90 Tage Ersatzfreiheitsstrafe. Debrus Anwältin legt am 23. Januar 
2006 Widerspruch gegen den Strafbefehl ein.  
 
 
 
                                                           
6 Freistaat Bayern, vertreten durch Ltd. Reg. Direktor Samberger (Regierung von Oberbayern) und Herbert Müller (Leiter des Ausländeramts 
Neuburg) 
7 Bayerisches Verwaltungsgericht München: Verwaltungsstreitsache wegen Aufenthaltserlaubnis. M 26 K 05.1308 vom 24. November 2005 
8 s. Anhang: Das äthiopische Kebele-Verwaltungssystem 
9 s. Anhang: Strafbefehl vom 20.12.2006 



Die angebliche Mitwirkungsverweigerung 
 
 
Ohne sich selbst an die gütliche Einigung zu halten, versucht die Ausländerbehörde in Neuburg, Debru 
die mangelnde Erfüllung seiner Mitwirkungspflichten nachzuweisen. Zunächst präsentiert Herbert Müller 
ein Fax10 des äthiopischen Generalkonsulats in Frankfurt am Main vom 8. Februar 2006. Danach sei eine 
Abschiebung Debrus auch ohne einen Pass möglich. Er müsse dazu ein Laisser-Passer beantragen, das er 
ohne Geburtsurkunde bekommen könne. Diese Verfahrensweise ist für äthiopische Behörden jedoch 
äußerst ungewöhnlich, nach Angaben des U.S. Department of State11 bekommen lediglich Kinder unter 
fünf Jahren ein Laisser-Passer ausgestellt. Herr Müller fordert Debru in einem Schreiben vom 9. Februar 
2006 dennoch dazu auf, einen Termin beim Generalkonsulat zu vereinbaren, ein Laisser-Passer zu bean-
tragen, entgegenzunehmen und zu unterschreiben und einen Vertreter des Ausländeramtes zuzulassen. 
 
Am 17. Februar 2006 versuchte Debru, einen Termin für sich und einen Behördenvertreter telefonisch 
mit dem Generalkonsulat zu vereinbaren. Doch dort erfuhr er, dass deutsche Behördenvertreter zu sol-
chen Gesprächen nicht zugelassen werden. Deshalb fuhr er mit Erlaubnis der Ausländerbehörde am 03. 
März 2006 alleine nach Frankfurt und beantragte ein Laisser-Passer. Doch die Konsulatsangestellten lach-
ten ihn nur aus. Ein Laisser-Passer bekomme er nicht, seine Ausreise sei nur mit einem äthiopischen Pass 
möglich. Sie schicken ihn mit einer Bescheinigung12 zurück nach Neuburg an der Donau, in dem sie ihm 
bestätigen, dass er keinen Pass bekommen könne, unterschrieben von einem anderen Mitarbeiter als dem, 
der Herbert Müllers Anfrage beantwortete. 
 
Als Debru am 7. März 2006 bei Herbert Müller im Ausländeramt vorspricht und die Bescheinigung des 
Generalkonsulats vorlegt, ist dieser empört und schreit Debru an, ob er ihn „verarschen“ wolle. Mit 
Schreiben vom 8. März 2006 wirft er Debru vor, aus „persönlichen taktischen Gründen einen äthiopi-
schen Pass“13 statt einem Laisser-Passer beantragt zu haben. Er hält ihm vor, ein anderer äthiopischer 
Flüchtling aus Neuburg an der Donau habe im Gegensatz zu ihm ein Laisser-Passer bekommen. Nachfor-
schungen ergaben, dass dieser Flüchtling schwer krank um vom langen Lageraufenthalt in Neuburg psy-
chisch zermürbt war. Nach Angaben der ihn zum Generalkonsulat begleitenden Zeugen erhielt er das 
Laisser-Passer nur ausnahmsweise und nur aufgrund der Anwesenheit eben dieser Zeugen. 
 
 
 
Die Konsequenzen 
 
Mit Schreiben vom 9. März 2006 erhält Debru die Hiobsbotschaft, dass ihm die Sozialhilfeverwaltung des 
Landratsamtes Neuburg-Schrobenhausen den Barbetrag von monatlich 40 € ab 1. April 2006 sperren will. 
Trotz Widerspruch erhält er Ende März den Einstellungsbescheid mit folgendem Hinweis: „die Zahlung 
der [...] Geldleistungen gem. § 3 Abs. 1 AsylblG in Höhe von 40,90 € wird mit Wirkung vom 01.04.2006 
eingestellt. Begründung: Sie haben bei der Vorsprache am 03.03.2006 beim Äthiopischen Generalkonsulat 
in Frankfurt/Main nicht das für Ihre Heimreise erforderliche Dokument, einen Laisser-Passer beantragt.“ 
Damit steht Debru ohne finanzielle Mittel da, obwohl er seine Anwältin bezahlen und die 500 € für den 
Vertrauensanwalt in Äthiopien ansparen muss.  
 
Zudem folgt am 22. Mai 2006 um 14 Uhr im Amtsgericht Neuburg an der Donau (Zimmer Nr. 42) sein 
Strafverfahren. 
 
 
 
 
 

                                                           
10 s. Anhang: Fax des äthiopischen Generalkonsulats vom 08.02.2006 
11 U.S. Department of State 9.3.2004: Visa Reciprocity and Country Documents Finder, Ethiopia. Zitiert in: Schweizerische Flüchtlingshilfe 2005: 
Identitätsdokumente in ausgewählten afrikanischen Flüchtlings-Herkunftsländern, S. 13.  
s. http://www.osar.ch/2005/04/07/050301_documents_afrika-1 
12 s. Anhang: Bescheinigung des äthiopischen Generalkonsulats vom 03.03.2006 
13 s. Anhang: Schreiben des Ausländeramts im Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen vom 08.03.2006 



Ausblick 
 
Debru Zewdie Ejeta war maßgeblich an der Organisation der Proteste in Neuburg an der Donau gegen 
die Lebensbedingungen im dortigen Flüchtlingslager beteiligt. An ihm, der unangenehm aufgefallen ist, 
soll ein Exempel statuiert werden, das allen anderen Flüchtlingen zeigen soll, wohin Proteste führen.  
 
Auch wenn er der erste der äthiopischen Flüchtlinge im Lager in Neuburg an der Donau ist, der die straf-
rechtlichen Konsequenzen des Zuwanderungsgesetzes zu spüren bekommt, darf sich niemand sicher füh-
len. Aufgrund der Erfahrungen mit Debru haben einige Monate später nahezu alle anderen äthiopischen 
Flüchtlinge ähnliche Strafbefehle erhalten und wurden zur Beantragung von Laisser-Passers aufgefordert.  
 
Uns bleibt nur zu hoffen, dass diese Strategie der Kriminalisierung keinen Erfolg vor dem Neuburger 
Amtsgericht haben wird. Aber vielleicht gibt ja ein Fehler in Debrus Strafbefehl den Ausblick auf eine 
bessere Zukunft. Darin heißt es bei den Personenangaben: „Staatsangehörigkeit: deutsch“. 



Anhang: Die Kebele-Verwaltung 
 
In einem Schreiben vom 13. September 2006 erklärt Andrea Arslan, Angestellte bei der deutschen Bot-
schaft in Addis Abeba, man könne anhand des letzten Aufenthaltsortes in Äthiopien über die „Kebele-
Verwaltungen“ rückwärts die verschiedenen Aufenthaltsorte einer Person bis zum Geburtsort zurückver-
folgen. Man müsse dazu einen Vertrauensanwalt der Deutschen Botschaft beauftragen, um so in den Be-
sitz einer Geburtsurkunde zu kommen, eine notwendige Voraussetzung zur Erlangung eines äthiopischen 
Passes.  
 
Doch das Kebele-System ist nach verschiedenen Untersuchungen alles andere als eine normale Verwal-
tungsstruktur und sehr unzuverlässig. So halten Ulrich Braukämper und Siegfried Pausewang in „Äthio-
pien: Legitimität des politischen Systems“ fest: „Die kebele hat sich allmählich zu einer lokalen Herrschaft 
im Namen des Staates entwickelt. Die Kader fühlen sich vor allem der Partei verpflichtet, die sie rekrutiert 
und ausgebildet hat. Für sie gibt es keinen Unterschied zwischen Partei und Staat: Sie beherrschen die 
lokale Verwaltung im Namen des Staates und der Partei-Koalition, die ihn regiert.“14 
 
Und selbst Andrea Arslan hält in einem Telefax an Debrus Anwältin vom 28. November 2006 fest: „Zie-
hen Leute neu in eine Kebele zu, hat er im günstigsten Fall einen Kebele-Ausweis dabei und lässt diesen 
von der neuen Kebele-Verwaltung umschreiben. Meldet sich die Person nicht selbständig bei der Kebele-
Verwaltung – was nach meiner Schätzung in etwa 80% der Zuzüge der Fall ist -, wird der Kebele sein 
Zugang dennoch bekannt, da die Mitarbeiter regelmäßige Rundgänge machen und Meldungen von ande-
ren Einwohnern erhalten. Dieses System wird aus den kommunistischen Zeiten so fortgeführt und funk-
tioniert in der Praxis immer noch“. 

                                                           
14 Ulrich Braukämper / Siegfried Pausewang 2004: Äthiopien: Legitimität des politischen Systems, S. 24. In: Institut für Afrikakunde: Sierra Leone 
– Benin – Äthiopien – Djibuti. Sonderdruck aus Anlass der Afrika-Reise des deutschen Bundespräsidenten im Dezember 2004.  
http://www.duei.de/iak/show.php/de/content/aktuelles/ReiseBundespraesident2.html 














